
 

 
 
BU Nr. 188/2018 
 
 
Sanierung von Kirchturm und Kirchenschiff der evangelischen Kirche in 
Endersbach 
- Zustimmung zur Gewährung eines Investitionszuschusses 
 
 

Gremium am  

Verwaltungsausschuss 19.09.2018 nicht öffentlich 

Gemeinderat 27.09.2018 öffentlich 

 
 
Beschlussvorschlag:  
Die Stadt gewährt zu den geplanten Sanierungsmaßnahmen am Kirchturm entsprechend der 
bestehenden Vereinbarung einen Zuschuss in Höhe von 50 %, maximal jedoch 130 TEUR 
der zuschussfähigen Kosten. 
 

Die Bereitstellung der Mittel erfolgt im Haushaltsplan 2019. 
 

Von einer Anpassung der bestehenden Vereinbarungen mit den Kirchengemeinden wird 
vorerst abgesehen.  

 
 
Haushaltswirtschaftliche Auswirkungen: 
Kosten: 130.000 EUR in 2019 
Ansatz Haushaltsplan laufendes Jahr: 5.000 EUR 
Haushaltsplan Seite: 325 
Produkt: 29.10.0000 
Maßnahme (nur investiver Bereich): 100 
Produktsachkonto: 78180000 
Überplanmäßige Auszahlung: Aufnahme in den Haushaltsplan 2019 
Außerplanmäßige Auszahlung: - 
Deckungsvorschlag: 
(wenn über-, außerplanmäßig) 

- 

 

 
Bezug zum Kursbuch Weinstadt 2030:  
Kein unmittelbarer Bezug gegeben 

 
 
Verfasser: 
07.08.2018, Amt 20, Ralf Weingärtner 

 
 
Mitzeichnung: 
Fachbereich Person Datum 

Finanzverwaltung Weingärtner, Ralf 07.08.2018 

Oberbürgermeister Scharmann, Michael, 05.09.2018 
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Oberbürgermeister 

Dezernat II 
Deißler, Thomas, 
Erster Bürgermeister 

07.08.2018 
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Sachverhalt: 
Die evangelische Kirchengemeinde Endersbach hat am 09.04.2018 für geplante Sanierungs-
maßnahmen an Kirchturm und Kirchenschiff einen Zuschuss beantragt. Die vorgelegte Kos-
tenschätzung für die Maßnahmen stammt aus dem Jahr 2016 und beläuft sich auf 240 TEUR 
(siehe Anlage). Aktuell geht die Kirchengemeinde wegen gestiegener Preise von 260 TEUR 
Baukosten aus. 
 
Die grundsätzliche Verpflichtung der bürgerlichen Gemeinden zur Beteiligung an bestimmten 
Kosten der Kirchengemeinden ergibt sich aus dem Württembergischen Kirchengemeindege-
setz aus dem Jahr 1887, mit dem eine rechtliche Verselbständigung der evangelischen Kir-
chengemeinden gegenüber den bürgerlichen Gemeinden einschließlich einer Vermögens-
trennung erfolgte. Die konkrete Höhe der Beteiligung wurde damals auf lokaler Ebene nach 
den örtlichen Verhältnissen individuell vereinbart. Für Endersbach ist in der sogenannten 
„Ausscheidungs- und Abfindungsurkunde“ vom 25.03.1889 geregelt, dass die bürgerliche 
Gemeinde sich mit 50 % an den Kosten der Instandhaltung von Turm, Uhr und Glocken be-
teiligt. Als Kosten der Instandhaltung gelten auch die Kosten der Erneuerung. Soweit die ge-
planten Sanierungsmaßnahmen Kirchturm, Uhr und Glocken umfassen, ist die Stadt also 
verpflichtet, sich mit 50 % an den Kosten zu beteiligen, für Maßnahmen am Kirchenschiff 
besteht dagegen keine Verpflichtung. 
 
In der Vergangenheit gab es wiederholt Versuche bürgerlicher Gemeinden, angesichts einer 
wesentlichen Veränderung der Verhältnisse seit Ende des 19. Jahrhunderts die Kostenbetei-
ligungsquote bestehender Vereinbarungen zu reduzieren, die aber regelmäßig erfolglos blie-
ben. 2013 hat dann der Verwaltungsgerichtshof (VGH) die frühere Rechtsauffassung ver-
worfen und einen Anspruch der bürgerlichen Gemeinde auf Anpassung der Kostenbeteili-
gungsquote bejaht. Sowohl die eingelegte Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revi-
sion als auch die anschließende Verfassungsbeschwerde wurden zurückgewiesen (Bundes-
verwaltungsgericht 2014, Staatsgerichtshof 2015). 
 
Leitsätze des Urteils des VGH vom 14.11.2013: 
 

1. Die gesetzliche Baulastvorschrift des Art. 47 des württembergischen Kirchengemeindegesetzes 
vom 14.06.1887 in der Fassung des § 76 Abs. 2 des Württembergischen Kirchengesetzes vom 
03.03.1924 begründet eine anteilige Kostentragungspflicht der bürgerlichen Gemeinde entsprechend 
dem jeweiligen Maß der Benutzung des Turms, der Turmuhr sowie der Glocken- und Läuteanlagen 
der betreffenden Kirche. Nachdem die von Art. 47 Württ. EvKirchGemG erfassten Nutzungen (Tages-
einteilungs-, Zeitansage- und Alarmierungsfunktion) nahezu vollständig entfallen sind und ein Anpas-
sungsanspruch bereits im Gesetz angelegt ist, kann diese Vorschrift nicht mehr Rechtsgrundlage für 
die Aufrechterhaltung der Baulastverpflichtung mit einer Quote sein, die dem Maß der Benutzung im 
Jahr 1887 entspricht.  
 

2. Es spricht eine (widerlegliche) Vermutung dafür, dass mit der Vereinbarung über die Kostentra-
gungspflicht hinsichtlich der in Art. 47 Württ. EvKirchGemG bezeichneten Gegenstände in einer sog. 
Ausscheidungs- und Abfindungsurkunde nur - wie gesetzlich gefordert - der dem Maß der Benutzung 
entsprechende Kostentragungsanteil bestimmt werden sollte. 
 

3. Rechtsgrundlage für die Anpassung einer - normkonkretisierend - in einer Ausscheidungs- und 
Abfindungsurkunde vereinbarten Beteiligungsquote ist § 60 Absatz 1 Satz 1 Landesverwaltungsver-
fahrensgesetz LVwVfG. 
 

4. Infolge des im Laufe des 20. Jahrhunderts eingetretenen Bedeutungsverlustes des Turms, der 
Turmuhr sowie der Glocken- und Läuteanlagen hinsichtlich der für die Begründung der Kirchenbaulast 
wesentlichen Funktionen ist eine wesentliche Änderung der Verhältnisse im Sinn des § 60 Abs. 1 
LVwVfG eingetreten. 
 

5. Es ist eine Frage des Einzelfalls, ob und in welchem Umfang der bürgerlichen Gemeinde bei einer 
wesentlichen Veränderung der Verhältnisse eine Kostenbeteiligung aufgrund einer in einer Ausschei-
dungs- und Abfindungsurkunde getroffenen Vereinbarung weiterhin zumutbar ist. 
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Somit hätte die Stadt die Möglichkeit, angesichts der anstehenden Sanierungsmaßnahmen 
eine Reduzierung der Beteiligungsquote und eine entsprechende Anpassung der bestehen-
den Vereinbarung zu verlangen. Die Verwaltung schlägt vor, davon vorerst keinen Gebrauch 
zu machen und einen Zuschuss in Höhe von 50 % der zuschussfähigen Kosten zu gewäh-
ren. Die Auszahlung erfolgt nach vorheriger Prüfung und Freigabe der vorgelegten Rech-
nungen durch das städtische Hochbauamt. 
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